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ERLÄUTERUNGEN DER ZEICHNUNGSUNTERLAGEN

Die nachfolgenden Zeichnungsunterlagen bilden die vertragliche Grund-
lage für den Erwerb eines Anteils an der Hahn Pluswertfonds 182 GmbH 
& Co. geschlossene-Investment-KG.

Seite 1:	 Auf der ersten Seite sind die Angaben zu der nicht-natür-
lichen Person, z. B. zur GbR, KG, GmbH oder Stiftung (wie 
beispielsweise Firma, Sitz der Gesellschaft, zur Vertre-
tung der Gesellschaft berechtigte und handelnde Per-
sonen, Adresse, Bankverbindung, Steuernummer etc.), 
die Höhe der gewünschten Zeichnung (der Zeichnungs-
betrag) und die gewünschte Beteiligungsvariante (als 
Treugeber – ohne Zusatzkosten oder alternativ als Direkt-
kommanditist – verbunden mit Zusatzkosten) zu vermer-
ken.  

Seite 2:	 Auf der zweiten Seite sind der Zahlungsabruf (10 Prozent 
nach Annahme der Zeichnung und Restbetrag 14 Tage 
vor Fondsschließung) einzutragen sowie entsprechend 
den Anforderungen des Geldwäschegesetzes (GWG) die 
wirtschaftlich Berechtigten des zeichnenden Rechtsträ-
gers (Anleger) zu benennen. Wirtschaftlich Berechtigter 
ist stets eine natürliche Person, und zwar diejenige, in 
deren Eigentum oder unter deren Kontrolle der Vertrags-
partner letztlich steht, oder die natürliche Person, auf 
deren Veranlassung eine Transaktion letztlich durchge-
führt oder eine Geschäftsbeziehung begründet wird. Zu 
den wirtschaftlich Berechtigten zählen insbesondere die-
jenigen natürlichen Personen, die unmittelbar oder mit-
telbar mehr als 25 Prozent der Kapitalanteile halten, 
mehr als 25 Prozent der Stimmrechte kontrollieren oder 
auf vergleichbare Weise Kontrolle ausüben. Wenn meh-
rere natürliche Personen (beispielsweise als GbR oder 
Eheleute) zeichnen, sind die Angaben nach dem Geld-
wäschegesetz für sämtliche dieser Personen (folglich alle 
Gesellschafter bzw. beide Ehepartner) zu erheben. 

Seite 3:	 Auf der dritten Seite erfolgt die Selbstauskunft gemäß 
Geldwäsche-/Finanzkonteninformationsaustauschgesetz 
(Bestätigung, dass der als Anleger benannte Rechtsträger 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung handelt, er 
ausschließlich in Deutschland ansässig ist und auch in 
keinem anderen Land als steuerlich ansässig gilt und er 
keine spezifizierte Person der Vereinigten Staaten von 
Amerika im Sinne von FATCA ist).

Seite 4:	 Mit der Unterzeichnung des Kaufauftrags durch alle für 
den Rechtsträger handelnden Personen (bei GbR als 
Anleger müssen alle Gesellschafter unterzeichnen) wird 
die Vollständigkeit und Richtigkeit der gemachten Anga-
ben bestätigt und zugleich der Treuhänderin das Angebot 
auf den Abschluss des auf den Seiten 5 bis 8 abgedruck-
ten Treuhandvertrags angeboten. Nach Einreichung und 
Prüfung der vollständigen Zeichnungsunterlagen nimmt 
die Treuhänderin mit Unterzeichnung des Dokuments die 
Annahme an. Zur Bestätigung sendet die Treuhänderin 
dem Anleger eine Bestätigung und entsprechende Ab
schrift des Kaufauftrages zu.

Seite 9:	 Hier erfolgt die Belehrung über das 14-tägige Widerrufs-
recht und Widerrufsfolgen. Die Kenntnisnahme bestätigt 
der Anleger durch seine Unterschrift auf Seite 10.

Seite 11:	 Hier erklärt der Anleger durch Unterzeichnung der Emp-
fangsbestätigung, dass er den Verkaufsprospekt sowie 
das Basisinformationsblatt erhalten hat. 

Seite 12:	 Hierbei handelt es sich um einen Zusatzbogen, der Auf-
grund von gesetzlichen Bestimmungen sowie internatio-
nalen Vereinbarungen auszufüllen ist. 

Die ausgefüllten und unterzeichneten Unterlagen 
senden Sie bitte digital an die E-Mail-Adresse
kontakt@de-wert.de oder per Post an:

DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH
Buddestraße 14
51429 Bergisch Gladbach

ERLÄUTERUNGEN DER 
ZEICHNUNGSUNTERLAGEN – TEIL 1
AUSZUFÜLLEN FÜR DIE NICHT-NATÜRLICHE 
PERSON VON DEN GESETZLICHEN VERTRETUNGS-
ORGANEN (ZEICHNUNGSBERECHTIGTEN)
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Wir, die Unterzeichnenden, beauftragen hiermit die Dr. Wassermann & 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Rüttenscheider Straße 
199, 45131 Essen, eingetragen beim Handelsregister Amtsgericht Essen 
unter HRB 9402, zulassende Aufsichtsbehörde Wirtschaftsprüfer
kammer K.d.ö.R., Rauchstr. 26, 10787 Berlin (nachstehend „Treuhände-
rin“ genannt) – unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
– als Treuhänderin für den als Anleger benannten Rechtsträger eine von 
ihr treuhänderisch gehaltene Kommanditbeteiligung

  in Höhe von 					    Euro
                                             (Zeichnungsbetrag)

an der Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. geschlossene-Investment- 
KG (nachstehend „Fondsgesellschaft“ genannt) mit Sitz in Bergisch Glad-
bach nach Maßgabe des umseitig abgedruckten Treuhandvertrages, des-
sen Abschluss wir hiermit gleichzeitig anbieten, in ihrem Namen, aber 
wirtschaftlich auf Rechnung des als Anleger benannten Rechtsträgers zu 
erwerben.

	 Wir beauftragen die Treuhänderin, die erworbene Beteiligung zu 
halten und zu verwalten. Der als Anleger benannte Rechtsträger 
soll nicht ins Handelsregister eingetragen werden.

	 Der als Anleger benannte Rechtsträger soll nach wirtschaft-
lichem Erwerb über die Treuhänderin Direktkommanditist der 
Fondsgesellschaft werden. Die dies annehmende Treuhänderin 
wird insoweit bevollmächtigt bzw. hiermit angewiesen, unter 
Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB, die von ihr 

treuhänderisch gehaltene Beteiligung nach Erwerb auf den als 
Anleger benannten Rechtsträger zu übertragen. Die Übertra-
gung kommt mit Absendung einer schriftlichen Übertragungs-
nachricht der Treuhänderin an den Rechtsträger zustande und 
ist aufschiebend bedingt durch seine Eintragung als Kommandi
tist der Fondsgesellschaft im Handelsregister. Das Treuhandver-
hältnis wird ebenfalls, aufschiebend bedingt durch die Eintra-
gung des Rechtsträgers als Kommanditist der Fondsgesellschaft 
in das Handelsregister, aufgelöst.

Wir bestätigen, dass dieser Kaufauftrag und der Treuhandvertrag 
unter Mitwirkung der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH, Ber-
gisch Gladbach, zustande gekommen sind bzw. zustande kommen. 
Dementsprechend bestätigen wir, dass der als Anleger benannte 
Rechtsträger der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH in Kenntnis 
der Tatsache, dass diese gesellschaftsrechtlich sowohl mit der Verkäu-
ferin der Beteiligung, der HAHN Beteiligungsholding GmbH, als auch 
mit der persönlich haftenden Gesellschafterin der Fondsgesellschaft, 
der Hahn Dritte Beteiligungs GmbH, sowie mit weiteren Gesellschaf-
ten, die in die Gesamtemission eingeschaltet sind, verbunden ist, ein 
Agio (Provision) in Höhe von 5  Prozent des übernommenen Zeich-
nungsbetrages schuldet. Die DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH 
ist befugt, diese Beträge direkt von dem als Anleger benannten 
Rechtsträger zu fordern.

Sollten wir diesen Kaufauftrag und den Antrag auf Abschluss eines 
Treuhandvertrages nicht innerhalb der Widerrufsfrist widerrufen 
haben, halten wir uns bis zum 31.12.2025 daran gebunden. Kaufauf-
trag und Treuhandvertrag kommen jeweils mit Annahme durch die 
Treuhänderin zustande. Wir verzichten auf den Zugang der Annahme
erklärung als Wirksamkeitsvoraussetzung für die erfolgte Annahme.

KAUFAUFTRAG FÜR NICHT-NATÜRLICHE PERSONEN
für den Beteiligungserwerb an der „Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. geschlossene-Investment-KG“

Bitte ausfüllen und einsenden an:
DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH
Buddestraße 14
51429 Bergisch Gladbach

kontakt@de-wert.de

Firma/Bezeichnung (Anleger):

 

Rechtsform: 					     Registergericht/-Nr. (falls vorhanden): 

 

Vertretungsorgan/gesetzliche Vertreter:					   

 

					   

 

Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlassung (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort, Staat):

 

 

Telefon: 						      E-Mail:

 

Kreditinstitut: 					     IBAN:

 

Finanzamt: 					     Steuer-Nr.:

Vertriebsgesellschaft / Vermittler
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Die Treuhänderin wird den Kaufauftrag nur ausführen, wenn die Rea-
lisierung des Investitionsvorhabens im Wesentlichen wie im Ver-
kaufsprospekt und dem Treuhandvertrag beschrieben, gesichert ist 
und keine Rechte Dritter dem entgegenstehen. Sind diese Bedin-
gungen für die Ausführung des Beitrittsauftrages nicht bis zum 
31.12.2025 eingetreten, können sowohl wir wie die Treuhänderin von 
diesem Kaufauftrag und dem Treuhandvertrag zurücktreten. Andere 
Ansprüche als eventuelle Rückabwicklungsansprüche, insbesondere 
Schadensersatzansprüche, bestehen für diesen Fall nicht.

Der als Anleger benannte Rechtsträger ist dazu verpflichtet, innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen nach schriftlicher Aufforderung durch die 
Treuhänderin unmittelbar nach Annahme dieses Kaufauftrages einen 
Betrag in Höhe von

  10 Prozent des Zeichnungsbetrages 
  in Euro: 	

auf das Anderkonto der Treuhänderin,

Dr. Wassermann & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
IBAN: DE63 3602 0030 0005 1763 79
BIC: NBAGDE3EXXX, National Bank AG, Essen

zu zahlen. Ferner ist der als Anleger benannte Rechtsträger verpflich-
tet, innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach schriftlicher Aufforderung 
durch die Treuhänderin die restlichen

  90 Prozent des Zeichnungsbetrages 
  in Höhe von Euro:	

  zzgl. 5 Prozent Agio (Provision) auf den 
  Zeichnungsbetrag in Höhe von Euro:	

auf das vorgenannte Anderkonto zu zahlen. Mit Anteilserwerb erwirbt 
der Anleger zugleich einen anteiligen Ausschüttungsanspruch für die 
Zeit vom 01.01.2025 bis zum Zeitpunkt seines Beitritts. Auf Grundlage 
einer geplanten Jahresausschüttung von 4,75 Prozent beläuft sich 
dieser Ausschüttungsanspruch pro Quartal auf 1,1875 Prozent seines 
Zeichnungsbetrags. Zur Erfüllung des Anteilserwerbs wird die Treu-
händerin am jeweiligen Tag der Abwicklung des Anteilserwerbs den 
vom Anleger eingezahlten Zeichnungsbetrag sowie seinen bis zum Tag 
der Abwicklung entstandenen und an sie treuhänderisch für ihn 
gezahlten anteiligen Ausschüttungsanspruch auftragsgemäß zur Zah-
lung des Anteilskaufpreises verwenden, so dass der von dem Anleger 
noch zu erbringende Kaufpreis stets 100 Prozent seines Zeichnungs-
betrages entspricht. Sofern die Treuhänderin den Anteil für den Anle-
ger zum 30.03.2025 erwirbt, beträgt der Anteilskaufpreis demnach 
insgesamt 101,1875 Prozent des Zeichnungsbetrags zzgl. vereinbar-
tem Agio, bei einem Erwerb zum 30.06.2025 beträgt der Anteilskauf-
preis 102,3750 Prozent des Zeichnungsbetrags zzgl. vereinbartem 
Agio, bei einem Erwerb zum 30.09.2025 beträgt der Anteilskaufpreis 
103,5625 Prozent des Zeichnungsbetrags zzgl. vereinbartem Agio und 
bei einem Erwerb zum 30.12.2025 beträgt der Anteilskaufpreis 
104,7500 Prozent des Zeichnungsbetrags zzgl. vereinbartem Agio. Die 
Treuhänderin ist berechtigt, über die von dem Anleger auf das vorge-
nannte Anderkonto eingezahlten Beträge zu verfügen. Leistet der 
Anleger eine der vorgenannten Zahlungen ganz oder teilweise nicht 
rechtzeitig, so kann die Treuhänderin von diesem Kaufauftrag und 
dem Treuhandvertrag zurücktreten. In einem solchen Falle werden 
etwaige bereits von dem Anleger gezahlte Beträge erst zurückerstat-
tet, wenn an Stelle des Anlegers ein neuer Treugeber/Gesellschafter 
getreten ist und dieser den von dem als Anleger benannten Rechtsträ-
ger zu leistenden Betrag in voller Höhe erbracht hat. Ferner verpflich-
tet sich der als Anleger benannte Rechtsträger, zeitgleich mit Unter-
zeichnung dieses Kaufauftrages die gesetzlich vorgeschriebenen 
Erklärungen nach dem Geldwäschegesetz und zum Risikobewusstsein 
wahrheitsgemäß abzugeben. 

Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten

Nachfolgend sind die wirtschaftlich Berechtigten des oben genannten 
Rechtsträgers (Anlegers) zu benennen. Wirtschaftlich Berechtigter ist 
stets eine natürliche Person, und zwar diejenige, in deren Eigentum 
oder unter deren Kontrolle der Vertragspartner letztlich steht, oder die 
natürliche Person, auf deren Veranlassung eine Transaktion letztlich 
durchgeführt oder eine Geschäftsbeziehung begründet wird. Zu den 
wirtschaftlich Berechtigten zählen insbesondere diejenigen natür-
lichen Personen, die unmittelbar oder mittelbar mehr als 25 Prozent 
der Kapitalanteile halten, mehr als 25 Prozent der Stimmrechte kon-
trollieren oder auf vergleichbare Weise Kontrolle ausüben1. Für Einzel-
heiten siehe § 3 GWG. 

Erster wirtschaftlich Berechtigter: 

Name, Vorname 

Geburtsort/-datum	

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort, Staat)

Zweiter wirtschaftlich Berechtigter: 

Name, Vorname 

Geburtsort/-datum	

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort, Staat)

Bei weiteren wirtschaftlich Berechtigten bitte eine separate 
Anlage beifügen.

 

 1	 Mittelbare Kontrolle liegt insbesondere vor, wenn entsprechende Anteile von einer 
oder mehreren Vereinigungen nach § 20 Abs. 1 GWG gehalten werden, die von einer 
natürlichen Person kontrolliert werden. Kontrolle liegt insbesondere vor, wenn die 
natürliche Person unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss auf die 
Vereinigung nach § 20 Abs. 1 GWG ausüben kann. Für das Bestehen eines beherrschen-
den Einflusses gilt § 290 Abs. 2 bis 4 HGB entsprechend. Wenn auch nach Durchfüh-
rung umfassender Prüfungen und, ohne dass Tatsachen nach § 43 Abs. 1 GWG vorlie-
gen, keine natürliche Person ermittelt worden ist oder wenn Zweifel daran bestehen, 
dass die ermittelte Person wirtschaftlich Berechtigter ist, gilt als wirtschaftlich 
Berechtigter der gesetzliche Vertreter, geschäftsführende Gesellschafter oder Partner 
des Vertragspartners. Bei rechtsfähigen Stiftungen und Rechtsgestaltungen, mit 
denen treuhänderisch Vermögen verwaltet oder verteilt oder die Verwaltung oder Ver-
teilung durch Dritte beauftragt wird, oder bei diesen vergleichbaren Rechtsformen 
zählt zu den wirtschaftlich Berechtigten: (1.) jede natürliche Person, die als Treugeber, 
Verwalter von Trusts (Trustee) oder Protektor, sofern vorhanden, handelt, (2.) jede 
natürliche Person, die Mitglied des Vorstands der Stiftung ist, (3.) jede natürliche Per-
son, die als Begünstigte bestimmt worden ist, (4.) die Gruppe von natürlichen Per-
sonen, zu deren Gunsten das Vermögen verwaltet oder verteilt werden soll, sofern die 
natürliche Person, die Begünstigte des verwalteten Vermögens werden soll, noch nicht 
bestimmt ist, und (5.) jede natürliche Person, die auf sonstige Weise unmittelbar oder 
mittelbar beherrschenden Einfluss auf die Vermögensverwaltung oder Ertragsvertei-
lung ausübt. Bei Handeln auf Veranlassung zählt zu den wirtschaftlich Berechtigten 
derjenige, auf dessen Veranlassung die Transaktion durchgeführt wird. Soweit der Ver-
tragspartner als Treuhänder handelt, handelt er ebenfalls auf Veranlassung.
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Vorschriften des Geldwäschegesetzes (GwG) bzw. 
der Abgabenordnung (AO)

Wir versichern, dass der als Anleger benannte Rechtsträger aus-
schließlich in eigenem Namen und für eigene Rechnung handelt. 
(Bitte streichen, falls der als Anleger benannte Rechtsträger nicht der 
wirtschaftlich Berechtigte ist. In diesem Fall sind die nach § 11 Abs. 5 
GwG notwendigen Daten separat zu belegen). Ferner verpflichtet sich 
der als Anleger benannte Rechtsträger, die Einlagezahlung von einem 
auf seinen Namen lautenden Konto zu erbringen.

Wir versichern weiter, dass der/die wirtschaftlich Berechtigte(n) des 
als Anleger benannten Rechtsträgers keine politisch exponierte(n) 
Person(en), ein unmittelbares Familienmitglied einer politisch expo-
nierten Person2  oder eine einer politisch exponierten Person bekann-
termaßen nahestehende Person3 ist/sind. (Bitte streichen, falls wirt-
schaftlich Berechtigte politisch exponierte Personen sind. In diesem 
Fall ist eine gesonderte Erklärung auszufüllen.)

Eine politisch exponierte Person ist jede Person die ein hochrangiges 
wichtiges öffentliches Amt auf internationaler, europäischer oder 
nationaler Ebene ausübt oder ausgeübt hat oder ein öffentliches Amt 
unterhalb der nationalen Ebene, dessen politische Bedeutung ver-
gleichbar ist, ausübt oder ausgeübt hat. Zu den politisch exponierten 
Personen gehören insbesondere Staatschefs, Regierungschefs, Minis
ter, Mitglieder der Europäischen Kommission, stellvertretende Minister 
und Staatssekretäre, Parlamentsabgeordnete und Mitglieder vergleich
barer Gesetzgebungsorgane, Mitglieder der Führungsgremien poli-
tischer Parteien, Mitglieder von obersten Gerichtshöfen, Verfassungs
gerichtshöfen oder sonstigen hohen Gerichten, gegen deren 
Entscheidungen im Regelfall kein Rechtsmittel mehr eingelegt werden 
kann, Mitglieder der Leitungsorgane von Rechnungshöfen, Mitglieder 
der Leitungsorgane von Zentralbanken, Botschafter, Geschäftsträger 
und Verteidigungsattachés, Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- 
und Aufsichtsorgane staatseigener Unternehmen, Direktoren, stell-
vertretende Direktoren, Mitglieder des Leitungsorgans oder sonstige 
Leiter mit vergleichbarer Funktion in einer zwischenstaatlichen inter
nationalen oder europäischen Organisation.

Selbstauskunft gemäß Finanzkonten-Informationsaus-
tauschgesetz und FATCA-USA-Umsetzungsverordnung

Der oben genannte Rechtsträger ist ausschließlich in der Bundesre-
publik Deutschland steuerlich ansässig und gilt auch in keinem 
anderen Land als steuerlich ansässig.

        Ja               Nein   (Zutreffendes bitte ankreuzen!)

Der oben genannte Rechtsträger ist keine spezifische Person der 
Vereinigten Staaten von Amerika4 im Sinne von FATCA5.

        Ja               Nein   (Zutreffendes bitte ankreuzen!)

Wir versichern, dass alle gemachten Angaben wahrheitsgemäß und 
vollständig sind. Sollten zusätzliche Angaben erforderlich werden 
oder Änderungen eintreten, teilen wir diese der DeWert Deutsche 
Wertinvestment GmbH, Buddestraße 14, 51429 Bergisch Gladbach, 
unverzüglich mit; Nachweise werden durch entsprechende Doku-
mente (Kopie des Handelsregisterauszugs etc.) erbracht.

2 	 Familienmitglied ist ein naher Angehöriger einer politisch exponierten Person, insbe-
sondere der Ehepartner oder eingetragene Lebenspartner, ein Kind und dessen Ehe-
partner oder eingetragener Lebenspartner sowie jeder Elternteil.

3 	 Bekanntermaßen nahestehende Person im Sinne dieses Gesetzes ist eine natürliche 
Person, bei der Grund zu der Annahme besteht, dass diese Person gemeinsam mit einer 
politisch exponierten Person wirtschaftlich Berechtigter einer Vereinigung nach § 20 
Absatz 1 GWG ist oder wirtschaftlich Berechtigter einer Rechtsgestaltung nach § 21 
GWG ist, zu einer politisch exponierten Person sonstige enge Geschäftsbeziehungen 
unterhält oder alleiniger wirtschaftlich Berechtigter einer Vereinigung oder einer 
Rechtsgestaltung im vorgenannten Sinne ist, bei der Grund zu der Annahme besteht, 
dass die Errichtung faktisch zugunsten einer politisch exponierten Person erfolgte. 

4 	Eine spezifizierte Person der Vereinigten Staaten von Amerika im Sinne des FATCA 
ist eine juristische Person, die in den USA für steuerliche Zwecke ansässig ist.

5	 FATCA (Foreign Account Tax Compliance Act) ist ein bilaterales Abkommen zwischen 
den USA und Deutschland mit dem Ziel, die Steuerehrlichkeit im grenzüberschreiten-
den Bereich zu verbessern. Durch dieses Abkommen sind sämtliche deutschen Finanz
institute dazu verpflichtet, Informationen bzgl. US-amerikanischer Konto- und Depot
inhaber über das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) in Bonn an die amerikanische 
Finanzverwaltung (Internal Revenue Service - IRS) zu übermitteln.



Die in dieser Beitrittsvereinbarung angegebenen personen- und betei-
ligungsbezogenen Daten sowie solche Daten, die zukünftig im Zusam-
menhang mit der Beteiligung verarbeitet werden können, werden aus-
schließlich zur Begründung und Verwaltung der Beteiligung 
verarbeitet. Die DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH ist in diesem 
Zusammenhang verantwortlich für die Verarbeitung der personenbe-
zogenen Daten (im Folgenden „Wir“). Weitere Informationen erhalten 
Sie nachstehend.

Informationen zum Datenschutz

Kategorien verarbeiteter personenbezogener Daten und Rechtsgrund-
lagen: Wir verarbeiten folgende personenbezogene Daten zur Begrün-
dung, Durchführung und Erfüllung unseres Vertrags mit Ihnen:

 	Identifikationsdaten (Name, Firma, Titel, Anrede, Berufsbezeich-
nung, Anschrift, Telefonnummer, ggf. E-Mail-Adresse)

 	Steuer- und finanzbezogene Daten (Kontodaten, Finanzamt, Steuer- 
ID, Steuer-Nummer, Beteiligungssumme)

 	die zu dem Kaufangebot abgegebenen Erklärungen und Angaben 
(z. B. zu Kenntnissen und Erfahrungen bei Finanzanlagen)

Wir verarbeiten folgende personenbezogene Daten zur Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung, der wir unterliegen (etwa nach dem Geld-
wäschegesetz):

 	Geburtsdatum und -ort
 	Staatsangehörigkeit 
 	Daten aus Personalausweis- oder Passdokument

Zwecke der Datenverarbeitung 
 	(Steuerliche) Identifizierung des Vertragspartners
 	Korrespondenzmöglichkeit
 	Zahlungsverkehr
 	Durchführung der Angemessenheitsprüfung

Übermittlung personenbezogener Daten: Zur Erfüllung der zuvor 
genannten Zwecke und im Rahmen der bestehenden Rechtsgrundla-
gen können wir Ihre personenbezogenen Daten an mit Ihrer Beteili-
gung befasste Dritte übermitteln. Dies sind insbesondere die mit der 
DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH in der Hahn Gruppe verbun-
denen Unternehmen, IT-Dienstleister der Hahn Gruppe, die Treu
händerin, die Verwahrstelle, die Vermittler, Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer und finanzierende Banken. Diese Dritten verarbeiten Ihre 
personenbezogenen Daten ebenso wie wir ausschließlich innerhalb 
von Deutschland bzw. des Europäischen Wirtschaftsraums. 

Dauer der Datenspeicherung: Ihre personenbezogenen Daten wer-
den nach Beendigung Ihrer Beteiligung gelöscht, soweit eine Aufbe-
wahrung nach gesetzlichen Vorschriften nicht erforderlich ist.  

Ihre Rechte: Sie können jederzeit die Berichtigung, Änderung, Sper-
rung oder Löschung Ihrer personenbezogenen Daten sowie Einsicht in 
diese verlangen. Bitte beachten Sie, dass wir Ihren Kaufauftrag bzw. 
Ihre Beteiligung dann unter Umständen nicht mehr bearbeiten bzw. 
verwalten können. Sie können Ihre Rechte ausüben, indem Sie uns 
eine E-Mail senden an datenschutz@hahnag.de. Darüber hinaus 
haben Sie das Recht, bei der für Sie zuständigen Datenschutzbehörde 
eine Beschwerde einzureichen, wenn Sie der Meinung sind, dass die 
hier beschriebenen Datenverarbeitungsvorgänge gegen die Daten-
schutzgrundverordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) verstoßen.

Zustimmung zur unverschlüsselten Übermittlung 
von E-Mails und Weitergabe von Informationen
an den Vermittler

Mit der Angabe der E-Mail-Adresse ohne Sicherungsmaßnahmen 
(Verschlüsselung) erteilen wir der Treuhänderin sowie der DeWert 
Deutsche Wertinvestment GmbH die Zustimmung uns etwaige Infor-
mationen im Zusammenhang mit der Verwaltung der Beteiligung an 
diese E-Mail-Adresse zu übermitteln. 

Es ist insoweit bekannt, dass die schnelle und unkomplizierte Kommu-
nikation über Telefax und sonstige elektronische Medien, insbeson-
dere über E-Mail, mit einem Verlust an Vertraulichkeit und Sicherheit 
verbunden sind. Insbesondere E-Mails können unter Umständen von 
Dritten wie eine Postkarte gelesen werden.

Wir stimmen insofern mit Angabe unserer E-Mail-Adresse und Unter-
zeichnung des Kaufauftrags, bis auf jederzeitigen, nicht zu begrün-
denden Widerruf, der unverschlüsselten Übermittlung von E-Mails 
durch die Treuhänderin sowie der DeWert Deutsche Wertinvestment 
GmbH, an uns, sowie an alle Korrespondenzpartner in den von ihnen 
für uns verwalteten Beteiligungen zu.

Ferner stimme ich bis auf jederzeitigen, nicht zu begründenden Wider-
ruf zu, dass schriftliche und textliche Korrespondenz, die während der 
Dauer meiner Beteiligung mit mir geführt wird, an den als Vermittler 
auf Seite 1 der Zeichnungsanlagen in der Kopfzeile benannten Ver-
triebspartner weitergeleitet wird bzw. er diese in Kopie erhält.

  Ort, Datum						   
    

  Unterschrift der gesetzlichen Vertreter des Rechtsträgers/Anlegers	
    

Von der Treuhänderin auszufüllen:
Der vorstehende Kaufauftrag sowie das Angebot auf Abschluss eines 
Treuhandvertrages werden angenommen: 

Essen, den	
	 Dr. Wassermann & Partner GmbH
	 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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TREUHANDVERTRAG
zwischen dem in der Beitrittserklärung benannten Anleger 
– nachfolgend „Treugeber” genannt -

und Dr. Wassermann & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft
Rüttenscheider Straße 199, 45131 Essen 
- nachfolgend „Treuhänderin” genannt -

Präambel

Der Treugeber will sich über die Treuhänderin an der Hahn Pluswert-
fonds 182 GmbH & Co. geschlossene-Investment-KG (nachfolgend 
auch „Fondsgesellschaft“ oder „Gesellschaft“ genannt) nach Maßgabe 
seines Kaufauftrages beteiligen. Der mit dem Kaufauftrag treuhände-
risch für den Treugeber zu erwerbende und zu haltende Kommanditan-
teil errechnet sich aus dem in dem Kaufauftrag genannten Zeichnungs-
betrag, bezogen auf das Gesellschaftskapital der Fondsgesellschaft. Mit 
Annahme des Angebotes durch Unterzeichnung der Treuhänderin auf 
dem Kaufauftrag kommt zwischen dem Treugeber und der Treuhän-
derin ein Treuhandverhältnis zustande, kraft dessen die Treuhänderin 
beauftragt ist, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen, des Kau-
fauftrages sowie des Gesellschaftsvertrages in der im Verkaufspros-
pekt abgedruckten Fassung für den Treugeber im eigenen Namen, aber 
auf Rechnung und Gefahr des Treugebers, einen (von ihr treuhände-
risch gehaltenen) Kommanditanteil an der Fondsgesellschaft im Rah-
men eines Anteilskaufes oder auf sonstige Weise zu erwerben und zu 
verwalten. Wirtschaftlich soll die Kommanditbeteiligung ausschließlich 
dem Treugeber zugeordnet werden.

Dem Beteiligungsvorhaben sollen folgende Daten zugrunde gelegt 
werden, wobei Abweichungen im Interesse einer Realisierung des Vor
habens möglich sind:

Anmerkungen zum Finanzierungsplan:
1)	 Alle aufgeführten Zahlen beziehen sich auf 100 % der Anteile des 

Investitionsvorhabens. Ein gegebenenfalls vom Anleger zu zahlen-
des Agio ist in dieser Aufstellung nicht berücksichtigt.

2)	 Im Gesamtaufwand laut Investitionsplan nicht enthaltene Beträge 
sind erforderlichenfalls aus Eigenkapital zu leisten. Soweit der ein
zelne Gesellschafter/Treugeber seinen Kaufpreis fremdfinanziert, 
stellt die Gesellschaft Sicherheiten dafür nicht zur Verfügung. Die 
Finanzierung ist Sache des Gesellschafters/Treugebers. Sie berührt 
sein Verhältnis zur Treuhänderin und zur Gesellschaft nicht.

Anmerkungen zum Investitionsplan:
a)	 Verschiebungen zwischen den einzelnen Positionen sind zulässig, 

sofern sie nicht ein erhebliches Ausmaß erreichen. Ausdrücklich wird 
darauf hingewiesen, dass die Wirtschaftlichkeitsberechnung nur 
eine Beispielrechnung ist, die nur bei Richtigkeit der dort getroffe-
nen Annahmen zutreffend ist; maßgeblich für die Wirtschaftlich-
keit ist die tatsächliche Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben.

b)	 Der Gesamtaufwand enthält nicht:
	 –	 Kosten für der Treuhänderin oder dem Geschäftsführer 
		  ggf. zu erteilenden Handelsregistervollmacht
	 –	 Sämtliche Umsatzsteuerbeträge, soweit sie als Vorsteuer 
		  erstattungsfähig sind
	 –	 Aufwand und Mehrkosten aufgrund höherer Gewalt und 
		  unvorhersehbarer Umstände
c)	 Die aufgeführten Beträge beziehen sich stets auf 100 % der Anteile 

des Investitionsvorhabens.
d)	 Mittelbare Anschaffungskosten der Anleger für Grundstück, Gebäude, 

Betriebsvorrichtungen und Außenanlagen.
e)	 Kosten im Zusammenhang mit Grundschuldbestellungen, Handels-

registereintragungen und des Standort- sowie Bewertungsgutach-
tens und Finanzierungskosten.

f)	 Vergütung der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH für die Ge
samtkonzeption des Beteiligungsangebotes inkl. der Erstellung des 
Verkaufsprospektes.

g)	 Einziger Gesellschafter der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH  
ist die HAHN-Immobilien-Beteiligungs AG, die zugleich auch 100  % 
der Anteile an der HAHN Beteiligungsholding GmbH hält, die ihrer-
seits Verkäuferin der Beteiligungen ist.

h)  	Vergütung der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH für die Ver-
mittlung von Anlegern, die die treuhänderisch gehaltenen Betei-
ligungen im Wege des Anteilserwerbs übernehmen. Die Vermitt-
lungsgebühr in Höhe von 5 % des Zeichnungsbetrages ist von der 
Fondsgesellschaft zu zahlen.

i) 	 Für die Dauer der Zinsbindungsfrist wird an die kreditfinanzierende 
Bank ein Disagio in Höhe von 10 Prozent der Darlehenssumme gezahlt.

j)	 Die Liquiditätsreserve ist für eventuell anfallende Kosten im Zusam-
menhang mit der Vermietung oder für ungeplante Instandhaltungs-
maßnahmen vorgesehen.
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1. Finanzierungsplan 1) 2)

 netto in Euro in %

Kaufpreis/Eigenkapital 38.000.000 55,1

Fremdkapital 31.000.000 44,9

Gesamtsumme 69.000.000 100,0

2. Investitionsplan a) b) c)

Verwendungszweck

Vertragspartner bzw. 
voraussichtlicher 
Vertragspartner

Investitions
betrag  

in Euro

Anschaffungskosten 
Immobilien d)  

55.984.000 

Anschaffungs
nebenkosten e)  

3.453.135 

Konzeption f) DeWert Deutsche Wert
investment GmbH g)

4.083.000 

Beteiligungs- 
vermittlung h)

DeWert Deutsche Wert
investment GmbH g)

1.900.000 

Finanzierungskosten i)  3.170.000

Liquiditätsreserve j)  409.365

Gesamtsumme  69.000.000



4.2.	 Die Treuhänderin darf in Höhe der Beteiligung des Treugebers an 
den der Gesellschafterversammlung der Fondsgesellschaft zuge-
wiesenen Beschlussfassungen nicht ohne vorherige Unterrichtung 
des Treugebers teilnehmen. Sie hat zu diesem Zweck die Tages-
ordnung sowie weitere ihr von der Fondsgesellschaft im Zusam-
menhang mit der Beschlussfassung zugeleitete Unterlagen dem 
Treugeber unter Mitteilung der von ihr zu den einzelnen Tages-
ordnungspunkten beabsichtigten Stimmabgabe zuzusenden, und 
zwar spätestens eine Woche vor dem Versammlungstag, sofern 
nicht die Fondsgesellschaft die Unterrichtung des Treugebers selbst 
nach Maßgabe des Gesellschaftsvertrages durchführt. Die Treu-
händerin genügt dieser Pflicht, indem sie sich im Rahmen ihres 
pflichtgemäßen Ermessens davon überzeugt, dass die Unterrich-
tung des Treugebers im Sinne des Gesellschaftsvertrages erfolgt 
ist. Für den Fall schriftlicher Beschlussfassung der Fondsgesell-
schaft gilt § 20 des Gesellschaftsvertrages für die Unterrichtung 
durch die Treuhänderin analog, insbesondere, was Fristen und Fol-
gen des Fristablaufes anbetrifft. Die Übermittlung aller Informa-
tionen hat schriftlich zu erfolgen. Für die Rechtzeitigkeit ist der 
Absendetag maßgeblich.

4.3.	 Die Treuhänderin hat Weisungen des Treugebers zu beachten. 
Erfolgt keine Weisung, erfolgt die Stimmabgabe durch die Treu-
händerin wie angekündigt. Weisungen des Treugebers sind nur zu 
beachten, wenn sie spätestens zwei Tage vor der Versammlung in 
Textform (§ 126 b BGB) bei ihr eingegangen sind.

4.4.	 Bei Gefahr in Verzug handelt die Treuhänderin nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. Dabei stellt es keinen Ermessensfehlgebrauch der 
Treuhänderin dar, wenn sie entsprechend den Vorschlägen der 
Geschäftsführung handelt, es sei denn, diese sind offensichtlich 
fehlerhaft.

4.5. 	 Der Treugeber erteilt sein Einverständnis zu allen im Investitions- 
und Finanzierungsplan vorgesehenen Maßnahmen, soweit in sei-
nem Kaufauftrag nichts Gegenteiliges angeordnet ist.

§ 5 Informationspflichten der Treuhänderin

5.1. 	 Die Treuhänderin ist verpflichtet, den Treugeber über alle wesent
lichen Umstände ihrer treuhänderisch gehaltenen Beteiligung zu 
informieren und in angemessenen Zeitabschnitten über die Fonds-
gesellschaft zu berichten, sofern nicht die Fondsgesellschaft selbst 
schriftlich oder in Gesellschafterversammlungen, zu denen der Treu-
geber geladen war, informiert. Ausreichend ist eine Unterrichtung 
durch die jährlichen Geschäftsberichte der Fondsgesellschaft.

5.2.	 Die Treuhänderin wird, sofern ihr die Fondsgesellschaft die ent
sprechenden Daten zur Verfügung gestellt hat, möglichst bis zum 
30.09. des jeweils folgenden Jahres dem Treugeber das steuerliche 
Jahresergebnis entsprechend seiner Beteiligung mitteilen, soweit 
dies nicht die Fondsgesellschaft übernimmt. Die Treuhänderin darf 
davon ausgehen, dass beschlossene oder planmäßige Ausschüt-
tungen erfolgen und den Treugeber bzw. einen von ihm benannten 
Dritten erreichen, soweit nicht der Treugeber oder der benannte 
Dritte ihr Gegenteiliges mitteilt.

5.3.	 Der Treugeber wird die Treuhänderin unverzüglich unterrichten, 
falls beschlossene Entnahmen nicht eingehen. Die Treuhänderin 
hat darüber hinaus keine Überwachungspflicht.

5.4.	 Die Treuhänderin wird Name, Adresse und Beteiligungshöhe des 
Treugebers nur nach dessen ausdrücklicher schriftlicher Weisung 
offenbaren. Der Treugeber ist berechtigt, eine einmal gegebene 
Weisung jederzeit zu ändern.

Die Rechtsbeziehung zwischen Treuhänderin und  
Treugeber wird geregelt nach Maßgabe des folgenden 
Treuhandvertrages

§ 1 Treuhandvertrag

Die Treuhänderin erhält den Auftrag, im eigenen Namen, aber auf Rech
nung des Treugebers, im Rahmen des gültigen Gesellschaftsvertrages 
die aus der Präambel ersichtliche Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
nach Maßgabe des Kaufauftrages zu erwerben und die Beteiligung für 
den Treugeber treuhänderisch zu verwalten. 

Die Treuhänderin wird für eine Mehrzahl von Treugebern Kommandit
anteile halten und gleichartige Treuhandverträge abschließen. Die 
Rechte und Pflichten des Treugebers werden hierdurch nicht berührt. 
Eine gesamthänderische Verbundenheit der Treugeber untereinander  
(z. B. als Innengesellschaft) ist ausdrücklich nicht gewollt. 

Die Treuhänderin ist in Hinsicht auf Übernahme und Verwaltung der treu
händerisch zu haltenden Kommanditbeteiligungen von den Beschrän
kungen des § 181 BGB befreit.

§ 2 Vollmacht zum Abrufen von Finanzierungen

2.1.	 Die Treuhänderin ist bevollmächtigt, im Namen des Treugebers, 
vorbehaltlich abweichender Anweisung durch den Treugeber, Dar-
lehensbeträge aus dem einem Treugeber gewährten Darlehen 
abzurufen und nach Maßgabe des Kaufauftrages, des Gesell- 
schaftsvertrages und dieses Treuhandvertrages darüber zu ver
fügen. Diese Vollmacht umfasst nicht den Abschluss etwaiger 
Finanzierungsverträge und auch sonst keine Rechtsgeschäfte.

2.2.	 Die finanzierenden Banken sind ausdrücklich der Treuhänderin 
gegenüber vom Bankgeheimnis entbunden und können der Treu
händerin alle gewünschten Auskünfte, die für die Kredite von 
Bedeutung sind, erteilen. Dies gilt auch für Kredite, die der Fonds
gesellschaft selbst gewährt sind.

2.3.	 Die Treuhänderin ist bei den vorstehenden Maßnahmen von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit.

§ 3 Ausübung der Beteiligungsrechte des Treugebers

3.1.	 Die Treuhänderin tritt nach außen im eigenen Namen auf. Sie übt 
alle dem Treugeber gegenüber der Fondsgesellschaft zustehenden 
Rechte aus, insbesondere das Stimmrecht, soweit nicht der Treu
geber in Einklang mit den Regeln des Gesellschaftsvertrages der 
Fondsgesellschaft selbst Rechte ausübt. Die Treuhänderin hat – 
soweit ihr keine Weisung vorliegt – die Interessen des Treugebers 
unter Beachtung seiner gesellschaftlichen Treuepflicht zu wahren.

3.2.	 Die Treuhänderin ist verpflichtet, alles, was sie in Durchführung 
der Treuhandschaft erhält, dem Treugeber herauszugeben.

§ 4 Mitwirkung des Treugebers

4.1.	 Der Treugeber hat das Recht, nach den Regeln des Gesellschafts
vertrages der Fondsgesellschaft, an Gesellschafterversammlun-
gen teilzunehmen. Er ist hiermit ermächtigt, das auf seine Beteili-
gung entfallende Stimmrecht auszuüben. In diesen Fällen wird die 
Treuhänderin an Abstimmungen nicht teilnehmen. Macht jedoch 
der Treugeber von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch, übt die 
Treuhänderin das Stimmrecht nach Maßgabe der nachstehenden 
Vereinbarungen aus.
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§ 6 Vermögenstrennung

6.1.	 Die Treuhänderin ist verpflichtet, das treuhänderisch gehaltene 
Vermögen getrennt von ihrem sonstigen Vermögen zu halten und 
zu verwalten.

6.2.	 Sämtliche die treuhänderisch gehaltenen Kommanditanteile betref
fenden Einnahmen, insbesondere Entnahmen und Kapitalrück
zahlungen, stehen dem Treugeber zu. Sie sind von der Treuhänderin 
zur Verfügung des Treugebers zu halten, soweit sie ihr zugeflossen 
sind. Die Treuhänderin tritt bereits jetzt die Ansprüche aus der treu-
händerisch gehaltenen Kommanditbeteiligung, soweit sie in Ein-
klang mit den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages beschlos-
sene Ausschüttungen (Entnahmen) und danach auszuschüttende 
Gewinne, ein eventuelles Auseinandersetzungsguthaben im Falle 
eines Ausscheidens aus der Fondsgesellschaft oder einen Anteil 
am Liquidationserlös betreffen, an den Treugeber ab. Der Treuge-
ber nimmt diese Abtretung hiermit an.

6.3.	 Die Treuhänderin führt ein gemeinsames Anderkonto für alle Treu
geber.

§ 7 Freistellung

Der Treugeber stellt hiermit die Treuhänderin von allen Ansprüchen Drit-
ter frei, die gegen diese in ihrer Eigenschaft als Inhaberin des Komman-
ditanteils oder im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für den Treugeber 
erhoben werden. Wird die Treuhänderin in Anspruch genommen, hat 
der Treugeber vollen Ersatz zu leisten. Dies gilt auch bzgl. Forderungen, 
die die Finanzbehörden gegen die Treuhänderin geltend machen, auch 
solche, die im Rahmen der Auflösung oder Übertragung des Treuhand-
verhältnisses geltend gemacht werden.

§ 8 Vergütung

Für ihre Tätigkeit erhält die Treuhänderin von den Anlegern keine geson-
derte Vergütung. Die Vergütungsansprüche der Treuhänderin sind in 
einem gesonderten Dienstleistungsvertrag zwischen der Treuhänderin 
und der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH in ihrer Funktion als 
externe Kapitalverwaltungsgesellschaft der Fondsgesellschaft geregelt. 
Die Vergütung erfolgt demnach unmittelbar durch die DeWert Deutsche 
Wertinvestment GmbH selbst und wird seitens der DeWert Deutsche 
Wertinvestment GmbH aus ihren laufenden Verwaltungsvergütungen, 
die die DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH als externe Kapital
verwaltungsgesellschaft von der Fondsgesellschaft erhält, bestritten.

§ 9 Dauer, Kündigung und Beendigung des  
Treuhandverhältnisses, Rücktritt

9.1.	 Das Treuhandverhältnis beginnt mit der Annahme des rechts
verbindlich unterzeichneten Kaufauftrages des Treugebers durch 
die Treuhänderin. Auf den Zugang der Erklärung der Treuhänderin 
beim Treugeber kommt es nicht an. Die Treuhänderin wird jedoch 
dem Treugeber ein von ihr gegengezeichnetes Exemplar des Kauf
auftrages zusenden.

9.2.	 Unbeschadet der Rücktrittsrechte aus dem Kaufauftrag ist die Treu-
händerin berechtigt, diesen Vertrag außerordentlich zu kündigen, 
wenn der Treugeber seine Zahlungsverpflichtungen trotz Mahnung 
und Nachfristsetzung von mindestens einer Woche nicht oder nicht 
in voller Höhe erfüllt. Die Treuhänderin ist in diesem Fall bevoll-
mächtigt, den treuhänderisch gehaltenen Kommanditanteil des 
Treugebers freihändig zu veräußern bzw. ein Treuhandverhältnis 
mit einem Dritten zu begründen. Aus dem Veräußerungserlös sind 
vorweg die Verpflichtungen des Treugebers gegenüber der Treu-
händerin und der Fondsgesellschaft zu decken. Der verbleibende 
Restbetrag ist an den Treugeber auszukehren. Die Treuhänderin 
ist bei allen Maßnahmen von den Beschränkungen des § 181 BGB 
befreit.

9.3.	 Die Bestimmung der Ziffer 9.2 gilt ausdrücklich auch dann, wenn 
Gläubiger des Treugebers die Vollstreckung in die Rechte des Treu-
gebers aus dem Gesellschafts- oder diesem Treuhandvertrag andro-
hen oder vollziehen.

9.4.	 Das Treuhandverhältnis ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Es 
kann von jeder Partei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr zum Jahresende gekündigt werden. Die Treuhänderin 
wird jedoch das Treuhandverhältnis auf einen Zeitpunkt, der vor 
dem 31.12.2038 liegt, nur aus wichtigem Grund kündigen. Im Übri-
gen endet das Treuhandverhältnis in jedem Fall mit Beendigung der 
Fondsgesellschaft, von der Anteile treuhänderisch gehalten wer-
den. Erfolgt eine Kündigung, hat die Treuhänderin den treuhände-
risch gehaltenen Kommanditanteil an den Treugeber herauszuge-
ben. Der Treugeber bevollmächtigt hiermit die Treuhänderin, unter 
Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB, den treuhän-
derisch gehaltenen Kommanditanteil auf ihn zu übertragen. Die 
Übertragung kommt mit Absendung einer schriftlichen Übertra-
gungsnachricht der Treuhänderin an den Treugeber zustande und 
ist aufschiebend bedingt durch die Eintragung des Treugebers als 
Kommanditist im Handelsregister. Diese Regelungen gelten ent-
sprechend, wenn der Treugeber im Rahmen seines Beteiligungser-
werbs erklärt hat, Direktkommanditist der Fondsgesellschaft werden 
zu wollen. Das Treuhandverhältnis endet dann ebenfalls aufschie-
bend bedingt durch die Eintragung des Treugebers als Kommandi-
tist ins Handelsregister. 

9.5.	 Der Fondsgesellschaft, der Treuhänderin und den übrigen Gesell
schaftern entstehender Aufwand, entstehende Kosten und Folge
kosten, die aus und wegen der Direktbeteiligung des früheren Treu-
gebers entstehen, insbesondere Notar- und Gerichtskosten sowie 
Verkehrssteuern, trägt der Treugeber, dessen Treuhandverhältnis 
aufgelöst ist.

9.6.	 Im Falle des Ablebens des Treugebers geht das Treuhandverhält-
nis auf dessen Erben (Vermächtnisnehmer) über. Mehrere Erben 
(Vermächtnisnehmer) können sich gegenüber der Treuhänderin nur 
durch einen gemeinsamen Vertreter vertreten lassen, der der Treu
händerin unverzüglich schriftlich zu benennen ist. Bis zur Benen-
nung des gemeinsamen Vertreters ruhen alle Mitwirkungsrechte 
der Erben (Vermächtnisnehmer). Jeder der Erben (Vermächtnis-
nehmer) gilt bis zur Benennung eines gemeinsamen Vertreters als 
bevollmächtigt, Erklärungen der Treuhänderin wirksam für und 
gegen alle Erben (Vermächtnisnehmer) entgegenzunehmen.

	 Sofern durch die Zahl und die Quote der Erben (Vermächtnisneh-
mer) der entsprechende Zeichnungsbetrag von 5.000 Euro unter-
schritten würde, sind diese verpflichtet, sich so auseinanderzu-
setzen, dass die vorstehende Voraussetzung für diejenigen erfüllt 
ist, welche die Beteiligung ganz oder teilweise übernehmen. Diese 
Auseinandersetzung hat grundsätzlich bis spätestens ein Jahr nach 
dem Erbfall zu erfolgen. Sollte die Auseinandersetzung nicht inner-
halb der Jahresfrist erfolgen, ruhen die Stimmrechte und die Aus-
zahlungsansprüche, bis die vorstehende Voraussetzung erfolgt ist.

9.7. 	 Liegt in Bezug auf den Treugeber ein wichtiger Grund im Sinne 
der Regelung in § 14 des Gesellschaftsvertrages der Fondsgesell-
schaft vor, richtet sich die mögliche Beendigung des Treuhandver-
hältnisses und/oder der Beteiligung des Treugebers nach §§ 14 ff. 
des Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft.

ZEICHNUNGSUNTERLAGEN 7



§ 10 Anteilsübertragung

10.1.		Die Übertragung des oder die sonstige Verfügung über das Treu-
handverhältnis durch den Treugeber bedürfen der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung der Treuhänderin, welche nur aus wich
tigem Grund versagt werden kann. Als wichtiger Grund gelten ins-
besondere, 
a) 	 die Belastung oder drohende Belastung der Gesellschaft durch 

Aufwendungen gleich welcher Art, insbesondere auch Steuer-
aufwendungen (z. B. Grunderwerbsteuer) aus oder im Zusam-
menhang mit der vorgesehenen Maßnahme, es sei denn, der 
Gesellschaft ist entsprechende Sicherheit zur Deckung sol-
cher Aufwendungen vorab geleistet,

b) 	 bei Anteilsübertragungen, die nicht kraft Gesetzes (z. B. Über-
tragungen im Wege der Erbschaft) erfolgen, aufgrund des 
Umstandes, dass es sich bei der Fondsgesellschaft um einen 
geschlossenen inländischen Publikums-AIF handelt, der nicht 
gemäß dem Grundsatz der Risikomischung investiert, wenn 
im Hinblick auf den Erwerber der Anteile eine der Vorausset-
zungen der §§ 262 Abs. 2 i. V. m. 1 Abs. 19 Nr. 33 Buchstabe 
a) Doppelbuchstabe bb) bis ee) KAGB nicht erfüllt ist.

10.2.		Die Übertragung kann entsprechend den Regelungen im Gesell
schaftsvertrag der Fondsgesellschaft nur mit Wirkung zum 31.12., 
24:00 Uhr bzw. 01.01., 0:00 Uhr, erfolgen.

10.3.		Wenn der Treugeber beabsichtigt, seine Beteiligung an der Ge
sellschaft zu verkaufen oder sonst zu übertragen, steht der ge
schäftsführenden Kommanditistin der Gesellschaft oder einem 
von dieser zu benennenden Dritten ein Vorerwerbsrecht zu. Der 
übertragungswillige Treugeber wird der geschäftsführenden Kom
manditistin den mit dem Erwerber geschlossenen Vertrag vorle-
gen, in den die geschäftsführende Kommanditistin oder der von 
dieser benannte Dritte innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
eintreten kann. Von dem Vorerwerbsrecht ausgeschlossen sind 
Schenkungen und Übertragungen an Familienangehörige.

10.4.		Auch in anderen Fällen der Rechtsnachfolge, z. B. im Falle des 
Todes oder bei jeder Art von Gläubigerzugriff, findet lediglich ein 
Wechsel des Treugebers statt.

10.5.		Kosten und Aufwendungen, aber auch Steuern, die der Treuhän-
derin aus und im Zusammenhang mit der Übertragung, Verpfän-
dung oder sonstigen Belastung des treuhänderisch gehaltenen 
Gesellschaftsanteils oder von Teilen davon sowie der Auflösung 
und/oder der Übertragung des Treuhandverhältnisses entstehen, 
sind der Treuhänderin von dem Treugeber zu erstatten. 

§ 11 Haftung der Treuhänderin

11.1.	 Die Treuhänderin haftet nach den gesetzlichen Vorschriften. 

11.2. Die Treuhänderin haftet nicht für den Eintritt des mit der Investi-
tion beabsichtigten wirtschaftlichen Erfolges. Aussagen des Ver-
kaufsprospektes sind nicht ihr, sondern ausschließlich der Anbie-
terin und Prospektverantwortlichen zuzuordnen. Die Treuhänderin 
haftet auch nicht für den Eintritt vom Treugeber verfolgter steuer-
licher Ziele. Steuerliche Zielsetzungen sind auch nicht Geschäfts- 
oder Vertragsgrundlage für den Investitionsentschluss des Treuge-
bers und den Abschluss dieses Treuhandvertrages. Richtigkeit und 
Unrichtigkeit der Investitionsdaten sowie der Aussagen über die 
steuerliche Konzeption sind allein dem jeweiligen Vertragspartner 
zuzurechnen. Die Treuhänderin ist lediglich Vertreterin des Treuge-
bers. Sie übernimmt keine Gewähr dafür, dass von der Fondsge-
sellschaft und / oder den einzelnen Treugebern ausgewählte Ver-
tragspartner die betreffenden Verträge vertragsgemäß erfüllen 
werden. Sie schuldet nicht die aufgrund dieser abzuschließenden 
Verträge geschuldeten Leistungen.

11.3. Die Treuhänderin haftet nicht für die Durchführbarkeit ihres Auf
trages, insbesondere nicht dafür, dass die Investition wie geplant 
durchgeführt wird. Diese erfolgt insbesondere nicht, wenn nicht 
die erforderliche Anzahl von Treugebern und Direktkommanditisten 
vorhanden ist oder diese den vorgesehenen Gesamtzeichnungs-
betrag / -kaufpreis nicht fristgerecht zur Verfügung stellen. Die 
Treuhänderin übernimmt keine Pflicht, das Investitionsobjekt auf 
seine technische Eignung oder seine Fehlerhaftigkeit zu überprüfen.

§ 12 Gesellschaftsvertrag der Fondsgesellschaft

Der Gesellschaftsvertrag und die Anlagebedingungen der Fondsgesell
schaft sind in ihrer jeweils gültigen Fassung Bestandteil dieses Treu
handvertrages.

§ 13 Schlussbestimmungen

13.1.	Der Treugeber ist verpflichtet, der Treuhänderin unverzüglich mit 
eingeschriebenem Brief jeden Wohnsitzwechsel bzw. den Wech
sel der E-Mail-Adressen gemäß Kaufauftrag mitzuteilen. Bis zu 
einer solchen Mitteilung ist die Treuhänderin berechtigt, jegliche 
Willenserklärungen an die letzte ihr bekannte Adresse des Treu
gebers zu übermitteln.

13.2.	Erfüllungsort und Gerichtsstand ist, soweit dies zulässig verein
bart werden kann, Essen.

13.3.	Mündliche Nebenabreden sind unwirksam. Änderungen und Er
gänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch 
für eine Vereinbarung, durch die das Schriftformerfordernis abbe-
dungen werden soll.

13.4.	Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam und/ 
oder undurchführbar sein oder werden, so wird dadurch die Wirk
samkeit und/oder Durchführbarkeit des übrigen Vertragsinhaltes 
nicht berührt. Die unwirksame und/oder undurchführbare Bestim
mung soll durch eine Regelung ersetzt werden, die dem Zweck der 
unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung am nächs-
ten kommt. Entsprechend sind Vertragslücken zu füllen.
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WIDERRUFSBELEHRUNG

Widerrufsbelehrung

bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und Fernabsatzverträgen über 
Finanzdienstleistungen (§§ 312b, 312c BGB)

zum Kaufauftrag für den Beteiligungserwerb an der „Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. 
geschlossene-Investment-KG“ nebst Angebot zum Abschluss eines Treuhandvertrages

Abschnitt 1: Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer ein-
deutigen Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie diese Belehrung und alle 
nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. 
Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu 
richten an:

Dr. Wassermann & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Rüttenscheider Straße 199, 45131 Essen 
Telefax:	 +49 (0)201 79 94 222 
E-Mail: 	 fondsbetreuung@dwp-wpg.de
betr.: 	 Hahn Pluswertfonds 182

Abschnitt 2: Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:
1.	 die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öffentliche Unternehmensregister, bei dem der 

Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer oder gleichwertige Kennung; 
2.	 die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für seine Zulassung zuständige Aufsichtsbe-

hörde;
3.	 die Identität des Vertreters des Unternehmers in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem der 

Verbraucher seinen Wohnsitz hat, wenn es einen solchen Vertreter gibt, oder die Identität einer ande-
ren gewerblich tätigen Person als dem Unternehmer, wenn der Verbraucher mit dieser Person geschäft-
lich zu tun hat, und die Eigenschaft, in der diese Person gegenüber dem Verbraucher tätig wird;

4.	 zur Anschrift
a.	 die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede andere Anschrift, die für die Geschäfts-

beziehung zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher maßgeblich ist, bei juristischen Per-
sonen, Personenvereinigungen oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungsberech-
tigten;

b.	 jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Verbraucher und einem Ver-
treter des Unternehmers oder einer anderen gewerblich tätigen Person als dem Unternehmer, 
wenn der Verbraucher mit dieser Person geschäftlich zu tun hat, maßgeblich ist, bei juristischen 
Personen, Personenvereinigungen oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungsbe-
rechtigten;

5.	 die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informationen darüber, wie der Vertrag 
zustande kommt;

6.	 den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller damit verbundenen Preisbestandteile 
sowie alle über den Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer Preis angegeben wer-
den kann, seine Berechnungsgrundlage, die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermögli-
cht;

7.	 gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder 
Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

8.	 den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, die wegen ihrer spe-
zifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet sind oder 
deren Preis Schwankungen auf dem Finanzmarkt unterliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss 
hat, und dass in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für künftige Erträge sind;

9.	 eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die 
Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

10.	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;
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11.	 das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der 
Ausübung, insbesondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, 
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den der Verbrau-
cher im Fall des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Werter-
satz verpflichtet ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

12. 	 die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde oder regelmäßig wiederkehrende 
Leistung zum Inhalt hat;

13. 	 die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen;
14.	 die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unternehmer der Aufnahme von Bezie-

hungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;
15.	 eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;
16.	 die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser Widerrufsbelehrung genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Unternehmer verpflich-
tet, mit Zustimmung des Verbrauchers die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu 
führen;

17.	 den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, 
dem der Unternehmer unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls dessen Zugangsvorausset-
zungen.

Abschnitt 3: Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. 
Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn 
Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zuge-
stimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen wer-
den kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die ver-
traglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr 
Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie 
mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Besondere Hinweise

Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem Vertrag zusammenhängenden Vertrag nicht 
mehr gebunden, wenn der zusammenhängende Vertrag eine Leistung betrifft, die von uns oder einem Drit-
ten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen uns und dem Dritten erbracht wird.

Ende der Widerrufsbelehrung

Mit meiner Unterschrift bestätige ich die Kenntnisnahme dieser Belehrung.

Ort, Datum				   Unterschrift der gesetzlichen Vertreter des Rechtsträgers/Anlegers 

Hinweis Abschnitt 2: 
„Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen“ 

Die für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen sind 
allesamt in dem zugrundliegenden Verkaufsprospekt gemäß § 268 Abs. 
1 Kapitalanlagegesetzbuch zum geschlossenen inländischen Publi-
kums-AIF „Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. geschlossene-Invest
ment-KG“ enthalten. 



EMPFANGSBESTÄTIGUNG

Empfangsbestätigung

zum Kaufauftrag für den Beteiligungserwerb an der „Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. 
geschlossene-Investment-KG“ nebst Angebot zum Abschluss eines Treuhandvertrages

Ich bestätige, den vollständigen Verkaufsprospekt mit dem darin abgebildeten 
Gesellschaftsvertrag, den Anlagebedingungen, dem Treuhandvertrag zum Beitritt 
zu dieser Fondsgesellschaft sowie das Basisinformationsblatt erhalten zu haben. 
Ferner bestätige ich, die in dem Verkaufsprospekt im Anhang bereitgestellten Ver-
braucherinformationen für außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Ver-
träge und Fernabsatzverträge über Finanzdienstleistungen vor Abgabe dieser 
Vertragserklärung erhalten zu haben.

Ort, Datum				   Unterschrift der gesetzlichen Vertreter des Rechtsträgers/Anlegers
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ZUSATZBOGEN
 
Selbstauskunft gemäß Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz sowie gemäß 
FATCA-USA-Umsetzungsverordnung für nicht-natürliche Personen

Durch die Möglichkeit, international zu investieren und einer zugleich noch fehlenden steuerlichen Transparenz zwischen einzelnen Staaten, hat 
sich die Gefahr einer nicht korrekten Besteuerung stetig erhöht. Um dem entgegenzuwirken und grenzüberschreitenden Steuerbetrug bzw. Steu-
erhinterziehung zu bekämpfen, wurden zwischen einzelnen Staaten gemeinsame Meldestandards entwickelt, die für einen zeitnahen Austausch 
von steuerrelevanten Informationen zwischen den Finanzverwaltungen der angeschlossenen Staaten führen sollen. ln diesem Zusammenhang 
wurde zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der USA das bilaterale Abkommen Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) und 
der Common Reporting Standard (CRS) als ein multilaterales Abkommen zwischen derzeit mehr als 90 Staaten zum Austausch von Finanzdaten 
vereinbart. Durch diese Abkommen sind sämtliche deutschen Finanzinstitute dazu verpflichtet, Informationen bzgl. im Ausland ansässigen Konto- 
und Depotinhaber über das Bundeszentralamt für Steuern in Bonn an die jeweils zuständigen ausländischen Steuerbehörden zu übermitteln. Vor 
diesem Hintergrund bitten wir Sie, uns in der nachfolgenden Tabelle sämtliche Staaten mitzuteilen, in denen der Rechtsträger steuerlich ansäs-
sig ist oder als ansässig gilt. Zudem ist die länderspezifische Steuer-Identifikationsnummer (TIN) anzugeben, mit der der Rechtsträger in dem ent-
sprechenden Land steuerlich erfasst wird.

I.  Der Rechtsträger ist zusätzlich zu seinem angegeben Geschäftssitz in der Bundesrepublik Deutschland in 
    weiteren Ländern für steuerliche Zwecke ansässig.

Staaten mit steuerlicher Ansässigkeit			   Steuer-Identifikationsnummer (TIN)*:

Land 1  

Land 2

Land 3

Land 4

* Anmerkungen: Soweit der Rechtsträger in einem anderen Land steuerlich ansässig ist, aber keine TIN angegeben werden kann, bitten wir 
Sie, anstelle der TIN das Fehlen dieser zu begründen. Sollte der Rechtsträger eine US-TIN ausschließlich wegen einer in der USA belegenen 
Sachwertbeteiligung besitzen, begründet die US-TIN noch keine steuerliche Ansässigkeit. Beispiel: Der Besitz bzw. die Vermietung von Grund-
eigentum in den USA sowie das Halten von Anteilen US-amerikanischer Immobilienfonds sind in diesem Zusammenhang unerheblich. Daraus 
resultiert keine unbeschränkte US-amerikanische Steuerpflicht.

II. Nähere Klassifizierung des Rechtsträgers

Wir bitten Sie, den für Sie zutreffenden Abschnitt 1. (für Nicht-Finanzinstitute) oder 2. (für Finanzinstitute) aufmerksam zu lesen und wahrheits-
gemäß durch Ankreuzen des entsprechenden Kästchens zu beantworten. Bitte unterzeichnen Sie diese Selbstauskunft nach dem Punkt III.

1. Für Nicht-Finanzinstitute (NFE)

Bitte kreuzen Sie an, wenn Sie als Nicht-Finanzinstitut im Sinne des FATCA- sowie CRS-Abkommens einzuordnen sind. Der/Die gesetzliche Ver-
treter/in bestätigt hiermit, dass die juristische Person

ein aktiver NFE1) ist.

ein passiver NFE2) ist und keine/n wirtschaftlichen Eigentümer hat.

1)	 Non-financial Entities (Nicht-Finanzinstitute) sind Rechtsträger, die keine Finanzinstitute sind. Haben NFE ihren Sitz im Ausland, werden 
diese auch als NFFE (Non-Financial Foreign Entities) im Sinne von FATCA klassifiziert. NFFE ist ein Nicht-Finanzinstitut, das außerhalb der 
USA ansässig ist. Eine aktive NFFE bzw. NFE ist ein Rechtsträger, dessen Geschäftszweck auf die Erzielung von real-wirtschaftlichen Ein-
künften (> 50 Prozent) abgestellt ist. Dies sind z. B. Einkünfte aus dem Verkauf von Waren oder Dienstleistungen.

2)	 Passive NFE werden mit mehr als 25 Prozent der Stimmrechts-/oder Kapitalanteile direkt oder indirekt gehalten. Eine passive NFFE bzw. NFE 
erwirtschaftet mehr als 50 Prozent der Bruttoeinkünfte und/oder der Vermögenswerte durch passive Einkünfte (z. B. Zinsen, Dividenden, 
Annuitäten, Mieten). Passive NFFEs bzw. NFEs müssen angeben, ob eine oder mehrere beherrschende(n) Person(en) vorliegen und sofern 
dies zutrifft, die jeweilige steuerliche Ansässigkeit der Person(en) separat offenlegen.
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ein passiver NFE ist und einen oder mehrere wirtschaftliche/n Eigentümer hat. Falls zutreffend, geben Sie die Daten für die/den wirtschaft-
lichen Eigentümer bitte unter Punkt 3. an.

unter eine der folgend aufgelisteten Ausnahmen fällt. Bitte geben Sie an, welche der folgenden Ausnahmen zutrifft:

Staatlicher Rechtsträger		  Internationale Organisation

Börsennotiertes Unternehmen oder ein verbundener Rechtsträger	

Sonstiges:

Der/Die Unterzeichner/in bestätigt hiermit – falls zutreffend – zusätzlich, dass die juristische Person unter FATCA

ein Direct Reporting NFFE ist

folgende Global Intermediary Identification Number (GIIN) hat:

eine GIIN beantragt hat, diese jedoch noch nicht vorliegt.

2. Für Finanzinstitute (FI)

Bitte füllen Sie als Finanzinstitut nur einen FATCA-Status aus. Der/Die gesetzliche Vertreter/in bestätigt hiermit, dass die juristische Person

in einem FATCA-Partnerstaat ansässig ist (Partner FFI mit oder ohne GIIN).

nicht in einem FATCA-Partnerstaat ansässig ist (Non-Partner FFI) und

folgende GIIN hat:							       oder

eine GIIN beantragt hat, diese jedoch noch nicht vorliegt oder

keine GIIN hat, weil sie ein Certified Deemed-Compliant FI oder eine Zentralbank ist.

ein nicht an FATCA teilnehmendes Finanzinstitut (NPFFI) ist.

ein US-Finanzinstitut ist.
	
	
Bitte wählen Sie zusätzlich den für Sie zutreffenden CRS-relevanten Status aus. Der/Die gesetzliche Vertreter/in bestätigt hiermit, dass die juris
tische Person:

ein FI ist, das in einem CRS-Mitgliedsstaat steuerlich ansässig ist.

ein Verwahrinstitut, ein Einlageninstitut oder eine spezifizierte Versicherungsgesellschaft ist, welches nicht in einem CRS-Mitgliedsstaat 
steuerlich ansässig ist.

eine Investment Entity ist, die nicht in einem CRS-Mitgliedsstaat steuerlich ansässig ist und

nicht von einem FI gehalten wird oder

von einem FI gehalten wird und

keine/n wirtschaftlichen Eigentümer hat oder

einen oder mehrere wirtschaftliche/n Eigentümer hat (Falls zutreffend, geben Sie die Daten für die/den wirtschaftliche/n Eigen-
tümer bitte unter 3. an.)

Für den Fall, dass Sie bzgl. der vorbezeichneten Kategorien unsicher sind, ob diese auf Sie zutrifft oder wo Ihre steuerliche Ansässigkeit liegt, bit-
ten wir Sie, Ihren Steuerberater zu konsultieren. Die DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH („DeWert“) ist nicht dazu berechtigt, steuerrecht-
liche Beratungen vornehmen.
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III. Wirtschaftliche Eigentümer (beherrschende natürliche Personen)

Eine beherrschende Person ist eine natürliche Person, die mehr als 25 Prozent der Unternehmensanteile hält oder kontrolliert (d. h. eine kontrol-
lierende oder eigentümerrechtliche Stellung einnimmt). Sollten in der nachfolgenden Tabelle nicht ausreichend Felder zur Verfügung stehen, ist 
die nachfolgende Tabelle bitte zu duplizieren.

WIRTSCHAFTLICHER EIGENTÜMER 1 mit einem Anteil von: 		  Prozent

Nachname, Vorname:							    

Meldeadresse (Straße, 
Haus-Nr., PLZ, Ort, Land):						   

Steuerliche Ansässigkeiten:

Land 1:							      TIN 1:

Land 2:							      TIN 2:

Land 3:							      TIN 3:

WIRTSCHAFTLICHER EIGENTÜMER 2 mit einem Anteil von: 		  Prozent

Nachname, Vorname:							    

Meldeadresse (Straße, 
Haus-Nr., PLZ, Ort, Land):						   

Steuerliche Ansässigkeiten:

Land 1:							      TIN 1:

Land 2:							      TIN 2:

Land 3:							      TIN 3:

WIRTSCHAFTLICHER EIGENTÜMER 3 mit einem Anteil von: 		  Prozent

Nachname, Vorname:							    

Meldeadresse (Straße, 
Haus-Nr., PLZ, Ort, Land):						   

Steuerliche Ansässigkeiten:

Land 1:							      TIN 1:

Land 2:							      TIN 2:

Land 3:							      TIN 3:

Ort, Datum						     Unterschrift der gesetzlichen Vertreter des Rechtsträgers/Anlegers 



ERLÄUTERUNGEN ZU DEN ZEICHNUNGSUNTERLAGEN

Wir sind gesetzlich dazu verpflichtet, alle Zeichner im Hinblick auf den 
Beitritt zu identifizieren. Diese Identifizierung erfolgt durch Aufnahme 
aller nach dem Geldwäschegesetz relevanten Daten. Die Durchfüh-
rung der Identitätsprüfung erfolgt entweder persönlich (z. B. durch 
den Finanzanlagenvermittler) oder über das Postident-Verfahren der 
Deutsche Post AG. 

Soweit die Identitätsprüfung durch den Anlagevermittler vorge-
nommen wird, kann dies mittels des nachfolgenden Formulars 
erfolgen. Zur Vervollständigung der Unterlage ist neben einer 
Kopie des Personalausweises oder Reisepasses des/der gesetz-
lichen Vertreters/Vertreter, auch ein aktueller Handelsregister
auszug sowie eine aktuelle Gesellschafterliste beizufügen. Diese 
Kopie ist vom Anlagevermittler gegenzuzeichnen, um zu bestä-
tigen, dass die Kopie des Ausweises mit dem Original überein-
stimmt und das Original der handelnden Person zuzuordnen ist.

Sofern der gesetzliche Vertreter oder ein gesetzlicher Vertreter des 
Anlegers seinerseits wiederum eine nicht-natürliche Person ist, ist 
auch diesbezüglich ein aktueller Handelsregisterauszug des gesetz-
lichen Vertreters sowie eine Kopie des Personalausweises oder Reise-
passes des/der gesetzlichen Vertreters/Vertreter dieser nicht-natürli
chen Person beizufügen.

Soweit eine solche Identitätsprüfung nicht unmittelbar durch den 
Anlagevermittler durchgeführt werden kann, wird die DeWert nach 
Einreichung der Zeichnungsunterlagen eine Identitätsprüfung im 
Wege des Postident-Verfahrens initiieren. Der Anleger bzw. die zur 
Vertretung berechtigten und für den Anleger handelnden natürlichen 
Personen werden dann aufgefordert, sich im Rahmen einer Online- 
Identifikation per Videochat durch die Deutsche Post AG identifizieren 
zu lassen. Ebenso ist eine Online-Identifikation per Videochat möglich. 

Alternativ können die gesetzlichen Vertreter mittels des nachstehend 
abgedruckten Postident-Coupons in einer Postfiliale ihrer Wahl auch 
selbstständig das Identifikationsverfahren veranlassen. Die Kosten für 
die Identifikation trägt die DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH.  

ERLÄUTERUNGEN ZU DEN 
ZEICHNUNGSUNTERLAGEN – TEIL 2
NUR VOM ANLAGEVERMITTLER 
AUSZUFÜLLEN



EINSCHÄTZUNG VERMITTLER BZGL. ANGEMESSENHEIT 
UND IDENTITÄTSPRÜFUNG DURCH DEN VERMITTLER
hinsichtlich der Beteiligung an der Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. geschlossene-Investment-KG mit Sitz in Bergisch Gladbach, eingetra-
gen im Handelsregister des Amtsgerichts Köln unter HRA 37566.

Angaben zum Anleger
  
  Firma/Bezeichnung (Anleger):

  Namen der Vertretungsorgane/gesetzliche Vertreter:

I. Einschätzung Vermittler bzgl. Angemessenheit 

Hinsichtlich des vorgenannten und von mir/uns betreuten Anlegers bestätige ich/bestätigen wir, die Erfahrungen und Kenntnisse des Anlegers 
bzw. die seiner für ihn handelnden Vertretungsorgane/gesetzlichen Vertreter bewertet zu haben. Ich bin/wir sind unter Berücksichtigung der Art 
der beabsichtigten Verpflichtung oder Investition hinreichend davon überzeugt, dass der Anleger bzw. die für ihn handelnden Vertretungsorgane/
gesetzlichen Vertreter in der Lage ist/sind, die Entscheidung selbst zu treffen, in die o. g. Gesellschaft zu investieren, er/sie die damit einherge-
henden Risiken versteht/verstehen und eine solche Verpflichtung für den betreffenden Anleger angemessen ist.

  Ort, Datum					    Unterschrift des Vermittlers 

II. Identifikationsprüfung

Nach den Bestimmungen des GwG bzw. der AO ist eine Identifizierung des Zeichners (Anlegers), seiner für ihn handelnden Vertretungsorgane/
gesetzlichen Vertreter sowie bei nicht-natürlichen Personen als Zeichner, der wirtschaftlich Berechtigten anhand eines aktuellen Handelsregis
terauszuges, einer Gesellschafterliste bzw. eines gültigen Personalausweises oder Reisepasses vorzunehmen (Legitimationsnachweis).

A. Angaben zur Identifikation des Zeichners gemäß den Vorgaben des Geldwäschegesetzes

Firma/Bezeichnung 							      Rechtsform

Registergericht und Registernummer (falls vorhanden)

Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlassung (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort, Staat)

Name Mitglied(er) des Vertretungsorgans oder gesetzlicher Vertreter:

        Der gesetzliche Vertreter (oder ein Mitglied des Vertretungsorgans) ist eine juristische Person:

Firma/Bezeichnung des Vertreter-Unternehmens, Rechtsform

	
Registergericht und Registernummer (falls vorhanden)	

Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlassung (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort, Staat)

        Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten des Unternehmens ergeben sich aus dem Kaufauftrag 

        Handelsregisterauszug (Auszug aus Genossenschaftsregister/vergleichbares amtliches Register/Verzeichnis oder Gründungsdokumente/        
        gleichwertige beweiskräftige Dokumente) ist beigefügt

       Gesellschafterliste (vergleichbare Liste) ist beigefügt



B. Identitätsprüfung durch den Vermittler, Angaben zum Vermittler

Firma des Vermittlers:

Name, Vorname:

Anschrift (Straße, Nr., PLZ, Ort, Staat): 

Ich bestätige hiermit Folgendes:

1. Der (Die) gesetzliche(n) Vertreter des Rechtsträgers war(en) persönlich anwesend; im Falle einer juristischen Person/Personengesellschaft:  
der (die) gesetzliche(n) Vertreter war(en) persönlich anwesend. 

2. Mir hat (haben) das Original (die Originale) des(der) gültigen amtlichen Lichtbildausweise(s) vorgelegen. Mir hat ein Auszug aus dem  
Handelsregister oder eine vergleichbare Legitimation zu der juristischen Person/Personengesellschaft vorgelegen. 

3. Die unter A. angegebenen Daten stimmen mit dem Original des vorgelegten Lichtbildausweises bzw. dem vorgenannten Legitimations
dokument überein. 

Ort, Datum						     Unterschrift der identitätsprüfenden Person (Vermittler)

Anlage:           Kopie des amtlichen Lichtbildausweises, bestätigt durch den Anlagevermittler



IDENTIFIKATION PER POSTIDENT 

Für die weitere Bearbeitung Ihres Wunsches der Beteiligung an einem unserer Angebote ist auf der Grundlage 
des Geldwäschegesetzes Ihre persönliche Identitätsfeststellung erforderlich. 

Für eine ordnungsgemäße Identifikation haben Sie die einfache Möglichkeit, das Postident-Verfahren der 
Deutschen Post AG zu nutzen. 

Bitte gehen Sie dazu wie folgt vor: 

– Gehen Sie mit dem Coupon sowie einem gültigen Ausweisdokument (Personalausweis oder Reisepass) zu
einer Postfiliale Ihrer Wahl.

– Der dortige Mitarbeiter wird die Identifizierung durchführen.
– Für Sie ist die Identifikation hiermit abgeschlossen; den Coupon benötigen Sie nicht mehr. Die

Identifikation ist für Sie kostenfrei.
– Das von uns benötigte Identifikationsdokument wird uns seitens der Deutschen Post AG zur Verfügung

gestellt.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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INFORMATIONSBLATT ZUR PRÜFUNG DER IDENTITÄT 
DURCH DAS POSTIDENT-VERFAHREN
 
Gemäß Geldwäschegesetz sind wir als Ihr Vertragspartner dazu verpflichtet, Sie zu identifizieren. Eine Identitätsprüfung erfordert immer die per-
sönliche Anwesenheit des zu identifizierenden Anlegers in einer Filiale der Deutschen Post. Für dieses Verfahren benötigen Sie keine technischen 
Voraussetzungen. Gleichzeitig erhöht es die Sicherheit vor Fälschungen.

So gehen Sie vor:

Bitte trennen Sie unten stehenden 
Coupon ab. Sollte Ihnen dieses Blatt 
nicht in gedruckter Form vorliegen, 
drucken Sie diese Seite vorab bitte 
aus.

Gehen Sie mit Ihrem gültigen Perso-
nalausweis oder Reisepass und dem 
unten abgedruckten Coupon in Ihre 
Filiale der Deutschen Post. 

Nach erfolgter Prüfung Ihrer Identiät 
durch die Postfiliale sendet sie das 
POSTIDENT-Formular zur Freigabe an 
die Hahn Gruppe.

Wichtiger Hinweis:

Bitte beachten Sie, dass Ihr Vertrag erst angenommen werden kann, wenn uns die Bestätigung der Identitätsprüfung vorliegt.

01 02 03

✂
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✂

POST-IDENT-VERFAHREN

INFORMATIONSBLATT ZUR PRÜFUNG DER IDENTITÄT
DURCH DAS POSTIDENT-VERFAHREN
 
Gemäß Geldwäschegesetz sind wir als Ihr Vertragspartner dazu verpflichtet, Sie zu identifizieren. Eine Identitätsprüfung erfolgt hierbei über die 
Deutsche Post AG entweder im Online-Verfahren oder persönlich in einer Filiale der Deutschen Post AG. Zum Start eines Online-Verfahrens ver-
wenden Sie den Link: https://www.hahnag.de/postident-verfahren/. Für das Verfahren in der Filiale der Deutschen Post AG benötigen Sie dagegen 
keine technischen Voraussetzungen.

So gehen Sie bei einer Legitimation in einer Filiale der Deutsche Post AG vor:
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BASISINFORMATIONSBLATT

Zweck

Dieses Informationsblatt stellt Ihnen wesentliche Informationen über dieses Anlageprodukt zur Verfügung. Es handelt sich nicht um Werbematerial. Diese Infor-
mationen sind gesetzlich vorgeschrieben, um Ihnen dabei zu helfen, die Art, das Risiko, die Kosten sowie die möglichen Gewinne und Verluste dieses Produkts 
zu verstehen, und Ihnen dabei zu helfen, es mit anderen Produkten zu vergleichen.

Produkt

Name des PRIIP: Hahn Pluswertfonds 182 GmbH & Co. geschlossene-Investment-KG (im Folgenden „PRIIP“)

LEI-Nr.: LEI-Nummer 391200V80320T6OYZO66

Identität und Kontaktdaten des PRIIP-Herstellers: Der Fonds ist ein in Deutschland aufgelegtes Investmentvermögen. Es wird von der DeWert Deut-
sche Wertinvestment GmbH („DeWert“), Konzerntochter der HAHN-Immobilien-Beteiligungs AG, Buddestraße 14, 51429 Bergisch Gladbach; E-Mail: kontakt@
de-wert.de, Telefon: 02204 9490-0, Telefax: 02204 9490-201, Webseite: www.hahnag.de, verwaltet.

Zuständige Behörde des PRIIP Herstellers: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Marie-Curie-Str. 24–28, 60439 Frankfurt

Erstellungsdatum: 01.11.2024

Sie sind im Begriff, ein Produkt zu erwerben, das nicht einfach ist und schwer zu verstehen sein kann.

Um welche Art von Produkt handelt es sich?

Art: 
Unternehmerische Beteiligung als Kommanditist an einem geschlossenen Publikums-Investmentvermögen in der Rechtsform einer geschlossenen Invest-
ment-Kommanditgesellschaft im Sinne des Kapitalanlagegesetz („KAGB“) 

Ziele: 
Das PRIIP folgt einer festgelegten Anlagestrategie. Diese besteht in der Erwirtschaftung nachhaltiger Erträge aufgrund regelmäßig fließender Mieteinnahmen 
sowie in kontinuierlichem Wertzuwachs des Immobilienvermögens, welches von dem PRIIP gehalten wird („Anlageziel“). Der Schwerpunkt des Immobilienver-
mögens soll dabei in der vorwiegend langfristigen Vermietung und Verpachtung von in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen Einzelhandelsimmobilien 
sowie dem langfristigen Vermögenszuwachs, der durch ein aktives Asset Management, der Entwicklung sowie dem An- und Verkauf von Immobilien entsteht, 
liegen („Anlagepolitik“). In diesem Rahmen darf das PRIIP unter Einhaltung der in den Anlagebedingungen des PRIIP festgeschriebenen Anlagegrenzen in der 
Bundesrepublik Deutschland gelegene Einzelhandelsimmobilien, insbesondere in große Verbrauchermärkte, SB-Warenhäuser, Baumärkte, Fachmarktzentren, 
Geschäftshäuser, Nahversorgungszentren oder Einkaufszentren investieren. Andere Nutzungen sind bei den jeweiligen Immobilien zulässig, soweit ein Schwer-
punkt der vorgenannten Einzelhandelsnutzung vorgesehen ist. Die DeWert muss für das PRIIP grundsätzlich mindestens 80 Prozent des Kommanditanlagever-
mögens in die vorgenannten Einzelhandelsimmobilien nach dem Grundsatz der Risikomischung investieren. Das PRIIP wird im Einklang mit den Anlagegrund-
sätzen das Eigentum an den Grundstücken im Bohmsiel  1 in 27572 Bremerhaven, in der Straubinger Straße 64 in 94405 Landau an der Isar, in der Römerstraße 34 
in 71229 Leonberg, in der Friedrichstraße 262 in 42551 Velbert sowie in der Bismarckstraße 26 in 97877 Wertheim erwerben, die ihrerseits jeweils mit einem 
SBWarenhaus / Verbrauchermarkt mit Stellplätzen und Außenanlagen bebaut und langfristig an die Kaufland Unternehmensgruppe vermietet sind. Ein weiterer 
Erwerb von Immobilien ist grundsätzlich möglich, jedoch derzeit nicht geplant.

Die Rendite des PRIIP setzt sich zum einen aus den laufenden Ausschüttungen der Bewirtschaftungsüberschüsse aus der Immobilienbewirtschaftung sowie zum 
anderen aus dem zum Ende der Fondslauzeit erwarteten Veräußerungserlös aus dem Verkauf des Immobilienvermögens zusammen. Während die laufenden Aus-
schüttungen vornehmlich von dem Überschuss der Einnahmen aus der Vermietung, gemindert um die mit der Bewirtschaftung verbundenen Kosten (nicht 
umlegbare Nebenkosten, Instandhaltungskosten etc.), um die mit der Verwaltung des Investmentvermögens verbundenen Kosten (Verwaltungsvergütungen) und 
um den mit der Fremdfinanzierung verbundenen Kapitaldienst (Zins und Tilgung), abhängig sind, wird der Veräußerungserlös vornehmlich von dem Marktwert 
des Immobilienvermögens, gemindert um die Restvaluta der bestehenden Fremdfinanzierung, bestimmt. Zu den mit dem Investment verbundenen Risiken vgl. 
die nachfolgenden Ausführungen.  

Kleinanleger-Zielgruppe: 
Das Produkt richtet sich aufgrund des unternehmerischen Charakters der Beteiligung grundsätzlich an in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige Privatan-
leger, die über Erfahrungen mit Kapitalanlagen verfügen sowie zumindest rechtliche, steuerliche und wirtschaftliche Grundkenntnisse besitzen und die das Ziel 
der Vermögensbildung verfolgen, an den laufenden Ergebnissen aus der Vermietung sowie an einem Erlös aus dem späteren Verkauf der Anlageobjekte nach der 
Vermietungsphase anteilig partizipieren möchten. Sie müssen einen langfristigen Anlagehorizont von mehr als 10 Jahre bis zum Lauzeitende haben. Sie müssen 
einen Verlust bis hin zum vollständigen Verlust des eingesetzten Kapitals tragen können und keinen Wert auf einen Kapitalschutz legen. Sie müssen bereit sein, 
die im Risikoindikator angegebene Risikobewertung zu tragen.

Laufzeit: 
Die Laufzeit des PRIIP ist grundsätzlich befristet bis zum 31.12.2038. Das PRIIP wird nach Ablauf dieser Dauer aufgelöst und abgewickelt (liquidiert), es sei denn, 
die Anleger beschließen mit der im Gesellschaftsvertrag hierfür vorgesehenen Stimmenmehrheit etwas anderes. Der Anleger hat kein Recht, seine Beteiligung 
zurückzugeben. Gesetzliche Rechte zur außerordentlichen Kündigung bleiben unberührt.

BASISINFORMATIONSBLATT 1



BASISINFORMATIONSBLATT 2

Welche Risiken bestehen und was könnte ich im Gegenzug dafür bekommen?

Gesamtrisikoindikator

Erläuterungen: Der Gesamtrisikoindikator hilft Ihnen, das mit diesem Produkt verbundene Risiko im Vergleich zu anderen Produkten einzuschätzen. Er zeigt, 
wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass Sie bei diesem Produkt Geld verlieren, weil sich die Märkte in einer bestimmten Weise entwickeln oder wir nicht in der 
Lage sind, Sie auszubezahlen. Wir haben dieses Produkt auf einer Skala von 1 bis 7 in die Risikoklasse 6 eingestuft, wobei 6 der zweithöchsten Risikoklasse ent-
spricht. Diese dargestellte Risikoklasse soll den unternehmerischen Charakter der Beteiligung widerspiegeln. Das Risiko potenzieller Verluste aus der künftigen 
Wertentwicklung wird als hoch eingestuft. Bei ungünstigen Marktbedingungen ist es wahrscheinlich, dass die Fähigkeit des PRIIP beeinträchtigt wird, Sie aus-
zuzahlen. Dieses Produkt beinhaltet keinen Schutz vor künftigen Marktentwicklungen, sodass Sie das angelegte Kapital ganz oder teilweise verlieren könnten. 

Performance-Szenario: Was Sie bei diesem Produkt am Ende herausbekommen, hängt von der künftigen Marktentwicklung ab. Die künftige Marktentwick-
lung ist ungewiss und lässt sich nicht mit Bestimmtheit vorhersagen. Die dargestellten Szenarien beruhen auf Ergebnissen aus der Vergangenheit und bestimm-
ten Annahmen. Die Märkte könnten sich künftig völlig anders entwickeln.

In den angeführten Zahlen sind sämtliche Kosten des Produkts selbst enthalten, nicht jedoch der Ausgabeaufschlag bzw. nicht alle Kosten, die Sie an Ihren 
Berater oder Ihre Vertriebsstelle zahlen müssen. Unberücksichtigt ist auch Ihre persönliche steuerliche Situation, die sich ebenfalls auf den am Ende erzielten 
Betrag auswirken kann. Die vorstehenden Szenarien basieren auf den im Verkaufsprospekt ausführlich dargestellten und erläuterten Annahmen der Progno-
serechnungen der Sensitivitätsanalysen. Prognosen sind jedoch kein verlässlicher Indikator für die Wertentwicklung in der Zukunft und sie werden mit fort-
schreitendem Zeitverlauf zwangsläufig immer unsicherer. Dieses Produkt kann nicht eingelöst werden. Wenn Sie früher als zum Ende der empfohlenen Halte-
dauer aussteigen, können zusätzliche Kosten anfallen. 

Was geschieht, wenn der PRIIP-Hersteller nicht in der Lage ist, die Auszahlung vorzunehmen?

Der Ausfall der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH hat keine direkten Auswirkungen auf ihre Auszahlung. Sie können aufgrund des Ausfalls der Invest
mentkommanditgesellschaft einen finanziellen Verlust erleiden. Dieser Verlust ist nicht durch ein Entschädigungs- oder Sicherungssystem für Anleger gedeckt.

Welche Kosten entstehen?

Die Person, die Ihnen dieses Produkt verkauft oder sie dazu berät, kann Ihnen weitere Kosten berechnen. Sollte dies der Fall sein, teilt diese Person Ihnen diese Kosten 
mit und legt dar, wie sich diese Kosten auf Ihre Anlage auswirken werden.

Kosten im Zeitverlauf: In den Tabellen werden Beträge dargestellt, die zur Deckung verschiedener Kostenarten von Ihrer Anlage entnommen werden. Diese 
Beträge hängen davon ab, wie viel Sie anlegen, wie lange Sie das Produkt halten und wie gut sich das Produkt entwickelt. Die hier dargestellten Beträge veranschau-
lichen die Kosten für einen beispielhaften Anlagebetrag über die Dauer der empfohlenen Haltedauer. 

Dieser Risikoindikator beruht auf der Annahme, dass Sie 
das Produkt bis zum Laufzeitende, d. h. bis zum 31. De
zember 2038, sprich rd. 13,75 Jahre halten. Sie können 
die Anlage nicht frühzeitig einlösen. Sie können Ihr Produkt 
möglicherweise nicht ohne Weiteres verkaufen oder Sie 
müssen es unter Umständen zu einem Preis verkaufen, der 
sich erheblich auf Ihren Erlös auswirkt. 

Niedriges Risiko Höheres Risiko

1 2 3 4 5 76

Minimum Es gibt keine garantierte Mindestrendite. Sie könnten Ihre Anlage ganz oder teilweise verlieren.

Stress-Szenario Was Sie am Ende nach Abzug der Kosten herausbekommen könnten 7.873 €

Jährliche Durchschnittsrendite -1,7 %

Pessimistisches Szenario Was Sie am Ende nach Abzug der Kosten herausbekommen könnten 13.077 €

Jährliche Durchschnittsrendite 2,0 %

Mittleres Szenario Was Sie am Ende nach Abzug der Kosten herausbekommen könnten 16.714 €

Jährliche Durchschnittsrendite 3,8 %

Optimistisches Szenario Was Sie am Ende nach Abzug der Kosten herausbekommen könnten 21.472 €

Jährliche Durchschnittsrendite 5,7 %

Empfohlene Haltedauer: Fondslaufzeit rd. 13,75 Jahre bis 31.12.2038 | Anlagebeispiel: Anlagebetrag 10.000 Euro | Wenn Sie nach 13,75 Jahren aussteigen:
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(*) Diese Angaben veranschaulichen, wie die Kosten Ihre Rendite pro Jahr während der Haltedauer verringern. Wenn Sie beispielsweise zum Ende der empfohle-
nen Haltedauer aussteigen, wird Ihre durchschnittliche Rendite pro Jahr voraussichtlich 5,7 % vor Kosten und 3,8 % nach Kosten betragen. Wir können einen 
Teil der Kosten zwischen uns und der Person aufteilen, die Ihnen das Produkt verkauft, um die für Sie erbrachten Dienstleistungen zu decken. Der Betrag wird 
Ihnen mitgeteilt.

Zusammensetzung der Kosten

Wir haben folgende Annahme zugrunde gelegt: 
	Das Produkt entwickelt sich entsprechend der prognostizierten Entwicklung im mittleren Szenario
	Der Anlagebetrag in Höhe von 10.000 Euro wird angelegt

Kosten insgesamt 3.348 €

Jährliche Auswirkungen der Kosten auf die IRR (*) 3,3 %

Wenn Sie nach der empfohlenen Haltedauer von rd. 13,75 Jahren zum 31.12.2038 aussteigen

Einmalige Kosten bei Einstieg oder Ausstieg

Einstiegskosten Ausgabeaufschlag von bis zu 5 % des Anlagebetrages sowie Initialkosten während der Beitrittsphase von 16 %, 
die bereits im Preis enthalten sind, den Sie zahlen.

bis zu 2.074 €

Ausstiegskosten Da eine Rückgabe der Fondsanteile ausgeschlossen ist, berechnen wir keine Ausstiegsgebühren für dieses Produkt. 0 € 

Transaktionskosten Bis zu 1 % des erzielten Verkaufspreises bei Verkauf von Vermögensgegenständen des PRIIP. Hierbei handelt es 
sich um eine Schätzung der Kosten, die anfallen, wenn wir die zugrunde liegenden Anlagen zum Ende der 
Fondslaufzeit verkaufen. Der tatsächliche Betrag hängt davon ab, welcher oder ob ein Kaufpreis zum Ende der 
Fondslaufzeit realisiert werden kann.

12 €

Erfolgsgebühren Sofern zum Ende der Fondslaufzeit die absolute positive Anteilswertentwicklung eine jährliche Verzinsung von 
4,50 Prozent übersteigt, kommt eine Erfolgsvergütung zum Tragen. Der tatsächliche Betrag hängt davon ab, wie 
gut sich Ihre Anlage entwickelt. 

0 € 

Laufende Kosten pro Jahr

Verwaltungsgebühren 
und sonstige Verwal-
tungs-/Betriebskosten

Über den Prognosezeitraum wird im mittleren Szenario mit Verwaltungskosten von durchschnittlich rd. 0,8 % 
p. a. des durchschnittlichen Nettoinventarwerts kalkuliert (**). Die Summe der laufenden Vergütungen kann jähr-
lich insgesamt bis zu 2,60 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes im jeweiligen Geschäftsjahr betragen.

80 €

(**) Bei den an dieser Stelle ausgewiesenen laufenden Kosten handelt es sich um Kostenschätzungen. Sie beinhalten nicht die Gebühren bei An- und Verkäu-
fen und auch nicht die Bewirtschaftungs- und Unterhaltungskosten für Immobilien sowie Aufwendungen für die Beschaffung von Fremdkapital, insbeson-
dere an Dritte gezahlte Zinsen. Die laufenden Kosten können von Jahr zu Jahr schwanken. Der Jahresbericht für jedes Geschäftsjahr enthält Einzelheiten zu 
den genau berechneten Kosten.

Wie lange sollte ich die Anlage halten, und kann ich vorzeitig Geld entnehmen?

Empfohlene Haltedauer: Die Laufzeit des PRIIP ist grundsätzlich befristet bis zum 31.12.2038. Das PRIIP wird nach Ablauf dieser Dauer aufge-
löst und abgewickelt (liquidiert), es sei denn, die Anleger beschließen mit der im Gesellschaftsvertrag hierfür vorgesehenen Stimmenmehrheit 
etwas anderes. Eine Rücknahme von Anteilen durch das PRIIP oder die Kapitalverwaltungsgesellschaft ist nicht vorgesehen. Eine ordentliche Kün-
digung der Anteile ist nicht möglich. Eine Veräußerung oder sonstige Verfügung über Anteile durch den Anleger ist grundsätzlich rechtlich mög-
lich, jedoch aufgrund des Fehlens eines ausreichend organisierten Marktes sehr eingeschränkt. Der Anleger trägt insoweit das Risiko, im Falle eines 
Verkaufsbedürfnisses keinen Käufer zu finden oder aufgrund geringer Nachfrage die Beteiligung nur deutlich unter Wert verkaufen zu können. 
Der Anleger hat die bei der Übertragung von (treuhänderisch gehaltenen) Kommanditanteilen oder Teilen hiervon entstehenden Kosten und Auf-
wendungen selbst zu tragen, was seinen Verkaufserlös entsprechend mindert.

Wie kann ich mich beschweren?

Bei Beschwerden können Sie sich an Herrn Marcel Schendekehl, DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH, Buddestraße 14, 51429 Bergisch Gladbach, E-Mail: 
beschwerde@de-wert.de, wenden. Beschwerden über die Person, die zu dem Produkt berät oder es verkauft, können Sie direkt an diese Person richten. Fer-
ner sind Anleger berechtigt, bei Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit der Beteiligung die Ombudsstelle für Sachwerte und Investmentvermögen 
e. V., Berlin, anzurufen und ein Schlichtungsverfahren einzuleiten.

Sonstige zweckdienliche Angaben

Verwahrstelle des PRIIP ist die CACEIS Bank S.A., Germany Branch, mit Sitz in München. Der Anleger erhält in der jeweils geltenden Fassung den Verkaufspro-
spekt (nebst Anlagebedingungen, Gesellschafts- und Treuhandvertrag) zu dieser Kapitalanlage und evtl. Nachträge hierzu, das Basisinformationsblatt und 
den letzten veröffentlichten Jahresbericht sowie weitere praktische Informationen zum PRIIP kostenlos in deutscher Sprache zu üblichen Geschäftszeiten, 
nach seiner Wahl auf einem dauerhaften Datenträger, bei der DeWert Deutsche Wertinvestment GmbH, Geschäftsanschrift Budddestraße 14 in 51429 Ber-
gisch Gladbach oder als PDF-Download auf der Internetseite der DeWert unter https://www.hahnag.de/investment/pluswertfonds/.
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